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Kolumbien – Zerstritten über den 
Weg zum Frieden 

Während die Delegation der kolumbiani-

schen Regierung auf Kuba mit Vertretern 
der FARC-Guerilla trotz gegenseitiger mili-
tärischer Angriffe über ein mögliches En-

de des bewaffneten Konflikts verhandelt, 
ist die politische Situation im Land selbst 
von Spannungen und Skepsis geprägt, die 

nicht unterschätzt werden dürfen.   
 
Kolumbien sollte sich deshalb nicht nur 

auf die Verhandlungen in Havanna kon-
zentrieren, sondern auch darauf, einen 
Konsens innerhalb der Gesellschaft zum 

Thema der Friedensverhandlungen zu er-
langen. Das ist entscheidend für das Land, 
denn es gilt wichtige Reformen vorzube-

reiten, um die Postkonfliktphase nach der 
Unterzeichnung eines Abkommens nach-
haltig gestalten zu können.  

 
Kolumbien im Streit um den Frieden: das 
Erbe der Wahlen von 2014  

Die Präsidentschaftswahlen von 2014 haben 
eine hochgradig polarisierte politische 
Stimmung in Kolumbien hinterlassen, weil 
der Wahlkampf auf eine falsche Unterschei-
dung zwischen „Freunde“ und „Feinde“ des 
Friedens ausgerichtet war. So galten im 
Wahlkampf als „Freunde“ des Friedens die-
jenigen, die den Vorschlag des amtierenden 
Präsidenten Santos unterstützten, die Frie-
densgespräche mit der FARC-Guerilla kom-
promissbereit fortzusetzen, um so ein baldi-
ges Ende des bewaffneten Konflikts zu er-
reichen. Auf der anderen Seite wurden die 
Kritiker der Form der Verhandlungsführung 
vom Präsidenten als “Feinde” des Friedens 
bezeichnet. Die Argumente der Skeptiker 
richteten sich dabei vor allem auf eine mög-
liche Straflosigkeit für die Gewaltverbrechen 
der Guerilla. 

Dieses Spannungsverhältnis führte dazu, 
dass Santos im Juni 2014 für weitere vier 
Jahre zum Präsidenten wiedergewählt wur-
de, versetzte ihn aber paradoxerweise auch 
in eine unbequeme Situation. Weil der 
Wahlsieg mit 51% sehr knapp ausfiel, und 
weil er seine Regierung als diejenige dar-
stellte, die den Frieden in Kolumbien erlan-
gen werde, steht und fällt die politische Be-
wertung seiner Arbeit als Präsident mit dem 
Ergebnis der Friedensgespräche in Havanna. 
Er muss einen Friedensvertrag also nicht 
nur gegenüber seinen Wählern und Sympa-
thisanten der Regierungskoalition „Unidad 
Nacional“ erfüllen, sondern auch gegenüber 
den eher oppositionellen Parteien von der 
linken Seite, wie dem “Polo Democrático 
Alternativo“ oder dem „Partido Verde“, die 
sich der Koalition von Santos nach der Wie-
derwahl nur unter der Bedingung ange-
schlossen hatten, dass die Friedensverhand-
lungen fortgesetzt und zu einem erfolgrei-
chen Abschluss geführt werden.  

Soweit zu der einen Hälfte der Wahlbürger, 
die Santos bei der Präsidentenwahl unter-
stützt haben. Die andere Hälfte, die für den 
Kandidaten des sogenannten “Uribismus”, 
(Anhänger von Santos´ Vorgänger im Präsi-
dentenamt, Álvaro Uribe) Óscar Iván Zulua-
ga, gestimmt hat, sollte aber weder bei ei-
ner Bewertung der politischen Situation in 
Kolumbien noch von Santos selbst bei den 
Friedensverhandlungen vernachlässigt wer-
den. Zum einen hat die von Ex-Präsident 
Uribe gegründete Partei “Centro Democráti-
co” nicht umsonst im ersten Wahlgang die 
Stimmenmehrheit erhalten und damit in der 
ersten Wahlrunde gegen Santos gewonnen. 
Zum anderen hat diese Hälfte der Wähler 
mit ihrer Stimme für den „Uribismus“ ganz 
klar ihre Unzufriedenheit und Kritik an der 
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Art der bisherigen Verhandlungsführung von 
Santos und damit auch an der generellen 
Entwicklung des Landes zum Ausdruck ge-
bracht.  

Die wichtigsten Kritikpunkte des Uribe-
Flügels der Kolumbianer am Friedenspro-
zess waren und sind einerseits, dass die 
Form der Verhandlungsführung die Unsi-
cherheit im Land vergrößert habe und dass 
ein hohes Risiko bestehe, dass die Verbre-
chen, die von der Guerilla an der Bevölke-
rung während der letzten 50 Jahre verübt 
wurden, straflos bleiben könnten. Eine juris-
tische Analyse, inwieweit diese Befürchtun-
gen tatsächlich berechtigt sind, würde den 
Rahmen dieses Berichts sprengen. Die Tat-
sache, dass der Präsidentschaftskandidat 
des “Centro Democrático”, Óscar Iván Zu-
luaga, im zweiten Wahlgang auch bemer-
kenswerte 45% der Stimmen erhielt, sollte 
insofern von Santos bei den Friedensver-
handlungen nicht unterschätzt werden.  

Die FARC weiß natürlich auch, dass Santos 
unter starkem Erfolgsdruck steht, und geht 
mit ihren Aktionen und Forderungen am 
Verhandlungstisch bis an die Grenze, so 
dass der Regierung nur wenig Spielraum 
bleibt. Letztendlich scheint die Regierung im 
Ergebnis selbst “Gefangener” des Friedens-
prozesses und aller Verpflichtungen zu sein, 
die sie eingegangen ist, um schnell zu ei-
nem Friedensschluss zu kommen. 

Weder Friedenstaube noch starke Hand – 

Kolumbien braucht vor einer Unterschrift 
in Havanna einen breiten Kompromiss in 
der Gesellschaft 

Fast ein Jahr nach den Wahlen besteht im 
Ergebnis also weiterhin eine starke Polari-
sierung in der kolumbianischen Gesellschaft. 
Was daran am besorgniserregendsten ist, 
ist die Tatsache, dass weite Teile der Bevöl-
kerung dem Friedensprozess zunehmend 
skeptisch gegenüber stehen. Eine kürzlich 
durchgeführte Meinungsumfrage zeigt, dass 
fast 70% der Kolumbianer glauben, dass die 
aktuellen Verhandlungen nicht zu einem 
Friedensabkommen führen werden.  

Bei der gleichen Untersuchung wurde aber 
auch die Frage gestellt, wie angesichts des 

Gesprächsverlaufs weiter vorgegangen wer-
den sollte. Nur 27% der Befragten sprach 
sich dafür aus, die Verhandlungen abzubre-
chen und den Konflikt militärisch zu lösen. 
Das heißt, die große Mehrheit der Bevölke-
rung ist trotz Skeptizismus dafür, weiter 
den Verhandlungsweg zu verfolgen, um den 
Frieden im Lande zu erlangen. Gleichzeitig 
existiert jedoch auch eine allgemeine Ermü-
dung und Zermürbung aufgrund der langen 
Dauer der Gespräche, vor allem weil Präsi-
dent Santos selbst eine Frist von einem Jahr 
gesetzt hatte, als die Verhandlungen im 
Herbst 2012 aufgenommen wurden. Und 
wenn die Kolumbianer nicht bald greifbare 
Resultate sehen, wird die Legitimation des 
Prozesses auch weiterhin abnehmen.  

Die Umfrageergebnisse zeigen auch, dass 
keine der beiden extremen Positionen die 
Lösung sein kann - weder die eher weiche 
Art und Weise, wie Santos bisher den Frie-
densprozess geführt hat, noch die harten 
Vorschläge der Opposition von Seiten des 
„Centro Democrático“. Ein Beispiel: Obwohl 
die Kolumbianer wirklich einen dauerhaften 
Frieden auf dem Verhandlungsweg wollen, 
ist nur eine kleine Minderheit (ca. 8%) da-
mit einverstanden, dass die Guerilla-Führer 
keine Gefängnisstrafen absitzen müssen. 
Außerdem hat das Empfinden der Unsicher-
heit zugenommen (ca. 83% der Bevölke-
rung fühlen sich nicht sicher). Somit haben 
in all diesen Punkten die Kritiken des „Uri-
bismus“ wirklichen Rückhalt in der Öffentli-
chen Meinung.  

Die Unzufriedenheit der Kolumbianer be-
zieht sich aber nicht nur auf den Friedens-
prozess. Es existiert generell eine sehr ne-
gative Bewertung der Regierungsführung. 
Gemäß der bereits erwähnten Umfrage ha-
ben 75% der Bevölkerung kein Vertrauen in 
die Amtsführung des Präsidenten. Auch an-
dere Erhebungen zeigen, dass die Glaub-
würdigkeit Santos  ́auf dem niedrigsten Ni-
veau angelangt ist. Mehr noch: Es besteht 
der Eindruck, dass der Präsident nicht seine 
Wahlversprechen erfüllt.  

Kurz gesagt ist die allgemeine Unzufrieden-
heit in Kolumbien auf verschiedene Faktoren 
zurückzuführen, die untereinander in Bezie-
hung stehen. In erster Linie beobachten die-
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jenigen, die Santos wegen der Friedens-
thematik gewählt haben, wie der Prozess 
sich immer weiter hinauszögert. Die Skepsis 
wächst, dass hier wirklich ein Erfolg erzielt 
werden kann. Zweitens fühlen sich die Bür-
ger, die im letzten Jahr nicht für Santos ge-
stimmt haben, ausgeschlossen vom Frie-
denprozess, weil ihre Bedenken nicht be-
achtet werden. 

Über den Friedensprozess hinaus: Struk-
turelle Reformprozesse in der kolumbiani-

schen Gesellschaft notwendig  

Es gibt aber noch einen weiteren Grund für 
die allgemeine Unzufriedenheit, nämlich 
dass die Regierung Santos alle ihre Kräfte 
fast ausschließlich auf das Thema Frieden 
konzentriert hat. Diese Verengung auf ein 
Thema schadet nicht nur seinem Ansehen 
und dem Friedensprozess selbst, sondern 
auch der Chance auf eine umfassende Ent-
wicklung des Landes, mit der auch die 
strukturellen Probleme angegangen werden, 
die den Konflikt verursacht und verstärkt 
haben.  

So gibt es in einem Land von so großer 
Diversität und Komplexität wie Kolumbien 
eine Vielzahl von Problemen zu lösen. Der 
bewaffnete Konflikt ist eines dieser Proble-
me, die nicht auf die lange Bank geschoben 
werden dürfen. Es ist jedoch nicht die einzi-
ge dringliche Aufgabe und die Unterzeich-
nung eines Friedensvertrages wird auch 
nicht automatisch zur Annullierung der übri-
gen Probleme führen, unter denen das Land 
leidet.  

Im Gegenteil: Es besteht tatsächlich ein ho-
hes Risiko, dass ein Abkommen zwischen 
den Konfliktparteien ohne gleichzeitige 
strukturelle Änderungen im Land zu einem 
Rückfall in den bewaffneten Konflikt mit 
denselben oder neuen Akteuren führen 
könnte. Warum dies? Der Grund ist nach 
Meinung zahlreicher Experten darin zu fin-
den, dass die tiefgreifenden Probleme des 
Landes weit über den bewaffneten Konflikt 
hinausgehen und in institutionellen Struktu-
ren begründet sind, die die Inklusion weiter 
Teile der Gesellschaft behindern, während 
einige Wenige privilegiert werden. Kurz ge-
sagt, in Kolumbien existieren Strukturen, 

die zur Ausgrenzung von signifikanten Tei-
len der Gesellschaft von Bildung, Gesund-
heit und einer Beteiligung am gesellschaftli-
chen Leben führen.  

Die gute Nachricht ist, dass die notwendigen 
Reformansätze, die die tiefer liegenden 
Gründe sowohl für den Konflikt als auch für 
andere Probleme Kolumbiens betreffen, 
nicht komplett aus dem Regierungspro-
gramm gestrichen sind und als Ergänzung 
zum Friedensprozess gelten. So basiert zum 
Beispiel der Nationale Entwicklungsplan 
(PND) für den Vierjahreszeitraum von 2014-
2018 auf dem Ziel, existierende soziale Bre-
schen in Kolumbien zu schließen. Dabei 
wurden einige besonders betroffene Gebiete 
identifiziert, wo die sozio-ökonomische Un-
gleichheit deutlich hervortritt. Dort will die 
Regierung ihre Anstrengungen verstärken, 
die sozialen Unterschiede zu verringern.  

Dies ist nicht nur wegen der Beendigung 
des bewaffneten Konflikts notwendig. Ko-
lumbien hat noch andere Ziele. Im Jahr 
2011 hat Santos angekündigt, dass sein 
Land Mitglied in der OECD werden möchte. 
Ein Großteil der im Nationalen Entwick-
lungsplan beabsichtigten Änderungen und 
Reformen sind auf dieses Ziel ausgerichtet.  

Allein die volkswirtschaftlichen Indikatoren 
– ein anhaltendes Wachstum des BIP von 
über 4% in den letzten 5 Jahren und die Po-
sitionierung des Landes als attraktives Ziel 
für Auslandsinvestitionen – sind bereits eine 
wichtige Grundlage zur Erreichung dieses 
Vorhabens. Trotzdem trägt der anhaltende 
Rückstand in der Entwicklung des Landes  
(Ungleichheit in Bezug auf Bevölkerung und 
Regionen, das Fehlen einer funktionieren-
den Dezentralisierung der Regierungsgewalt 
und der Konsolidierung des Rechtsstaats) 
dazu bei, dass Kolumbien noch ein gutes 
Stück entfernt ist vom Eintritt in diesen 
„Club der Länder“ mit guten Regierungs-
praktiken und nachhaltiger Entwicklung.  

Die OECD hat übrigens eine Reihe von Emp-
fehlungen herausgegeben zu den vorrangi-
gen Anforderungen, die Kolumbien zu erfül-
len hat, wenn das Land in die Organisation 
eintreten will. Nebenbei gesagt, diese Emp-
fehlungen sind nicht „nur” wichtig, weil sie 
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die OECD als Teil der Beitrittsvoraussetzun-
gen genannt hat, sondern auch als gute Re-
gierungspraktiken prinzipiell. Es handelt sich 
dabei um notwendige grundlegende Trans-
formationen für die Entwicklung des Landes 
und auch für die Nachhaltigkeit eines even-
tuellen Friedensabkommens.  

Auf zwei der Empfehlungen soll hier näher 
eingegangen werden: 

 Territoriale Entwicklung mit Schwer-

punkt auf effizienten Regierungsprak-
tiken  

 
Damit Kolumbien auf dem Weg zu einer in-
tegralen Entwicklung voranschreiten kann 
und um die Nachhaltigkeit des Friedenspro-
zesses zu garantieren, müssten zuallererst 
Maßnahmen zur Überwindung der regiona-
len Unterschiede getroffen werden. Daher 
ist es vorrangig, ein effizientes und funktio-
nierendes Verwaltungssystem auf lokaler 
und regionaler Ebene in ganz Kolumbien 
aufzubauen. Das heißt, solange die Rah-
menbedingungen in den verschiedenen Re-
gionen unterschiedlich sind, wird auch die 
Ungleichheit zwischen den departamentos 
(Bundesländer) bestehen bleiben. Ein Bei-
spiel zur Verdeutlichung dieser Situation: 
Gemäß der Nationalen Planungsbehörde 
DNP wurden 2012 741 von 1102 kolumbia-
nischen Gemeinden bei einer Bewertung ih-
rer finanziellen Situation in die zwei schlech-
testen Stufen eingeordnet, d.h. sie sind 
hochgradig gefährdet bzw. de facto insol-
vent.1  
 
 Gleiche Chancen für alle 

 
Zumindest auf dem Papier sind die Grundla-
gen zur Erreichung dieses Ziels im Nationa-
len Entwicklungsplan PND 2014-2018 ge-
legt. Das Regierungsprogramm stützt sich 
dabei auf drei Pfeiler: Frieden, Gleichheit 
und Ausbildung. Nach diesem Plan soll ein 
Kreislauf verwirklicht werden, in dem sich 
die drei Pfeiler gegenseitig stärken. Unter 

                                                 

1 Departamento Nacional de Planeación. Índice 
de Desempeño Fiscal, 2013. Anexo 1, Munici-
pios. En: 
https://colaboracion.dnp.gov.co/CDT/Desarroll
o%20Territorial/Copia%20de%20Anexox%20D
esempeño%20Fiscal%202013-v1.zip. 

dem Begriff „Gleichheit“ sollen gleiche 
Chancen für alle angestrebt werden. In die-
sem Sinne muss die Priorität zunächst auf 
gleichen Bildungs- und Berufschancen lie-
gen. Dafür müssen der Zugang zur Bildung 
und deren Qualität verbessert werden, da-
mit dadurch gleichzeitig das “Humankapital” 
im Land gefördert und so die Produktivität 
und die wirtschaftliche Entwicklung mittel-
fristig gesteigert werden kann. Bezüglich 
der Beschäftigungsmöglichkeiten reicht es 
nicht aus, die Arbeitslosenrate zu senken, 
sondern es muss auch das Angebot an for-
mellen Arbeitsstellen erweitert werden und 
die Bildung sollte an den Anforderungen des 
Arbeitsmarktes ausgerichtet sein. 

 
Fazit: Es ist an der Zeit, in Kolumbien ei-
nen Konsens über die grundlegenden 
Probleme und entsprechende Lösungsan-

sätze zu finden  

Wie bereits ausgeführt, wäre es zu einfach, 
sich auf eine Sichtweise zu beschränken, die 
das Land in “Gute” und “Böse”, in “Freunde” 
und “Feinde” teilt. Dies würde eine wirkliche 
und umfassende Lösung für die Probleme 
verhindern, unter denen das Land leidet.  

In diesem Sinne sind zweierlei Ansätze not-
wendig. Auf der einen Seite muss es einen 
Dialog zwischen den verschiedenen Sekto-
ren der Gesellschaft geben, die unterschied-
liche Ansichten zum Friedensprozess haben, 
d.h. zwischen denjenigen, die den Prozess 
unterstützen, so wie er momentan geführt 
wird, und denjenigen, die die Art und Weise 
der Verhandlungen kritisieren. Es ist unbe-
streitbar, dass die Kolumbianer den Ver-
handlungsweg zur Lösung des bewaffneten 
Konflikts vorziehen und dass der Ansatz des 
Präsidenten in dieser Hinsicht Unterstützung 
findet. Aber andererseits ist es auch offen-
sichtlich, dass Vertreter einiger Lager eine 
Straflosigkeit der Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit ablehnen, die im Rahmen 
des Konflikts begangen wurden. Hier haben 
die Kritiken – nicht nur von Seiten des “Uri-
bismus”, sondern auch aus anderen politi-
schen Lagern - durchaus ihre Berechtigung 
und diesen sollte Rechnung getragen wer-
den. Diese Sichtweise einer Hälfte der Ge-
sellschaft zu ignorieren, wäre ein gravieren-
der Fehler, der das Land die Nachhaltigkeit 
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eines ausgehandelten Friedensabkommens 
kosten könnte.  

Auf der anderen Seite ist es ein großes poli-
tisches Risiko, alle Bemühungen nur auf den 
“Frieden” auszurichten, der zunächst als ein 
eventueller Erfolg bei den Friedensverhand-
lungen in Havanna verstanden werden 
muss, nach dem der eigentliche Friedens-
prozess mit der Umsetzung der ausgehan-
delten Punkte erst beginnt. Wenn alles auf 
diese Karte gesetzt wird, wirkt sich auch 
alles, was mit der FARC-Thematik passiert 
oder auch nicht, auf die gesamte Regie-
rungsführung aus, wie jüngste Meinungs-
umfragen ergeben haben. Santos sollte also 
unabhängig von den Friedensverhandlungen 
auch an Reformen für eine inklusive und 
nachhaltige Entwicklung des Landes arbei-
ten. Diese sind mit oder ohne Friedensab-
kommen auf jeden Fall notwendig.  

Und last but not least: Themen wie Frieden 
und Entwicklung sollten sich nicht länger 
nur auf persönliche und parteipolitische 
Auseinandersetzungen beschränken. Es sind 
prinzipielle Punkte, die über die ideologische 
Auseinandersetzung und eine polarisierende 
Sichtweise hinausgehen sollten. In diesem 
Sinne ist es an der Zeit, dass die Eliten der 
kolumbianischen Politik, ob „Santistas“ oder 
„Uribistas“, bereit sind, Zugeständnisse und 
Kompromisse zu machen, wenn es denn 
wirklich ihr Ziel ist, ein friedliches und ge-
rechtes Land zu entwickeln. Auch die inter-
nationalen Akteure sind gut beraten, dieser 
Perspektive stärker Rechnung zu tragen. 
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